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17. Aufträge des Landrats, die nicht innert der gesetzlichen Frist seit der Überweisung 
erfüllt worden sind
2026/3377; Protokoll: ps, bw

Kommissionspräsident Hannes Hänggi (Die Mitte) führt aus, einmal im Jahr behandle die Ge­
schäftsprüfungskommission (GPK) des Landrats parlamentarische Vorstösse, die nicht innert der 
gesetzlichen Frist seit der Überweisung erfüllt wurden. So hat der Regierungsrat ein Jahr Zeit ein 
überwiesenes Postulat zu erfüllen und zwei Jahre für eine Motion.
In einer Sammelvorlage beantragt der Regierungsrat dem Landrat, die Frist der nicht fristgerecht 
erfüllten Vorlagen um ein Jahr zu verlängern oder abzuschreiben. Die Subkommissionen der GPK 
prüfen die Vorlagen in ihrer Direktion zuhanden der Gesamtkommission. Die GPK behandelte die 
Sammelvorlage an ihrer Sitzung vom 30. April 2026 und genehmigte den hier vorgelegten Bericht.
Konkret beantragt die GPK dem Landrat, vierzehn Postulate und zwei Motionen abzuschreiben 
und die Bearbeitungsfrist von 85 Postulaten und neun Motionen zu verlängern; in der Zwischenzeit 
wurden sieben Vorstösse aber erledigt – sie sind im Bericht entsprechend gekennzeichnet.
Im Vergleich zum Vorjahr stellt die GPK eine deutliche Abnahme der nicht fristgerecht erfüllten 
Vorstösse fest. Während im Vorjahr noch 141 überfällige Vorstösse zur Behandlung anstanden, 
sind es dieses Jahr noch 110. Insbesondere die BUD, die im Vorjahr noch 46 % aller überfälligen 
Vorstösse verantwortete, arbeitete viele Pendenzen ab. Diese Bemühungen anerkennt die GPK. 
Ob aber dafür neuere Vorstösse zurückgestellt wurden, wird die nächste Sammelvorlage zeigen.
Eine Empfehlung aus dem Vorjahresbericht hat der Regierungsrat ernst genommen: So hatte die 
GPK festgehalten, dass vom Mittel der Abschreibung in der Sammelvorlage nur sehr zurückhal­
tend Gebrauch gemacht wird, und ersucht, vermehrt die Abschreibung zu beantragen, wenn ein 
Anliegen inhaltlich überholt oder der Einfluss des Kantons beschränkt oder gar inexistent ist. Nun 
beantragt der Regierungsrat 16 Vorstösse zur Abschreibung, was die GPK ebenfalls anerkennt. 
Allerdings, so schreibt auch der Regierungsrat, wird eine Wirkung nur dann eintreten, wenn der 
Landrat diese beantragten Abschreibungen auch tatsächlich beschliesst.
Eine andere GPK-Empfehlung aus dem Vorjahr wurde allerdings nur unbefriedigend umgesetzt: 
So wurde kritisiert, dass gewisse Vorstösse mit derselben Begründung wie im Vorjahr um ein wei­
teres Jahr aufgeschoben werden, teilweise mit Terminversprechen, die nicht eingehalten werden. 
Im Bericht wurde als Beispiel die Motion «Wahlvorbereitungsgremium» dargestellt, bei der seit 
August 2024 «an der Auswertung der Vernehmlassung» gearbeitet wird – mit Begründungen, die 
sich von Jahr zu Jahr kaum unterscheiden. Mit Copy-Paste-Begründungen kann die GPK nicht 
nachvollziehen, ob an diesen Vorstössen tatsächlich gearbeitet wurde oder ob sie in einer Schub­
lade eine weitere Staubschicht angesetzt haben.
Noch ein Wort zu einer formalen, aber praktisch wichtigen Anpassung. Die GPK führte nach Kritik 
von innen und aussen eine längere Diskussion über die heutige Praxis der Fristverlängerungen. 
Für Unverständnis sorgt immer wieder, dass einige Fristen zum Zeitpunkt der Beratung der Vorla­
ge im Landrat bereits wieder abgelaufen sind. Das liegt daran, dass die Frist sich auf das Über­
weisungsdatum des Vorstosses bezieht, die Sammelvorlage aber jeweils erst im April oder Mai 
behandelt wird. Die GPK beantragt dem Landrat deshalb eine Korrektur. Künftig sollen Fristen, die 
in der ersten Jahreshälfte ablaufen, im Rahmen der Sammelvorlage einmalig bis Ende Juni des 
laufenden Jahres verlängert werden. Damit ist gewährleistet, dass bei der Behandlung im Landrat 
alle Fristen noch in der Zukunft liegen. In den Folgejahren gilt wieder die übliche Verlängerung um 
ein Jahr. Das Ganze ist auch grafisch im GPK-Bericht erklärt.
Zu den abzuschreibenden Aufträgen. Voraussetzung für eine Abschreibung ist, dass der Regie­



rungsrat das Anliegen seriös geprüft und dazu berichtet hat. Laut § 46 Absatz 1 der Geschäftsord­
nung des Landrats gelten überwiesene Vorstösse als erfüllt, wenn der Regierungsrat eine Vorlage 
oder einen Bericht unterbreitet hat. Auch Kurzberichte im Rahmen dieser Sammelvorlage können 
dieses Kriterium erfüllen.
Die GPK hat jeden Antrag in den Subkommissionen geprüft und in der Gesamtkommission disku­
tiert. Die Kommission empfiehlt dem Landrat, allen 16 Anträgen zu folgen. Die Gründe sind dabei 
je nach Geschäft unterschiedlich: Bei den Fluglärm-Vorstössen wurden die Anliegen in die Eu­
roAirport-Eigentümerstrategie aufgenommen oder wurden im Rahmen der Vernehmlassung zum 
französischen Lärmvorsorgeplan platziert. Bei den Strassenvorstössen liegt die Zuständigkeit seit 
2020 beim Bund, die massgebenden Beschlüsse zum nächsten Ausbauschritt fallen erst Ende 
2027 bis 2028. Die Forderungen lassen sich in der ursprünglich verlangten Form nicht mehr erfül­
len, weil sich die Welt seit der Überweisung – teilweise vor sieben oder acht Jahren – grundlegend 
verändert hat. Zwei Geschäfte waren in der Kommission umstritten, und wurden nach längerer 
Diskussion in der GPK nur mit Mehrheitsentscheid zur Abschreibung empfohlen: Zum einen die 
Motion 2022/158 zur Umfahrungsstrasse Allschwil, die im November 2022 entgegen dem Antrag 
des Regierungsrats mit 43 zu 42 Stimmen knapp überwiesen wurde. Eine Mehrheit der Kommissi­
on folgte der Überlegung des Regierungsrats, dass eine Umfahrung Allschwil sinnvollerweise erst 
nach Sicherung des Zubringers Bachgraben-Allschwil planbar ist – realistisch ab 2030 – und es bis 
dahin schlicht nichts zu berichten gibt. Über den Fortschritt des ZUBA selber wird ohnehin regel­
mässig berichtet. Eine Minderheit möchte die Motion nicht abschreiben. Das Postulat 2024/724 
«Staatsvertrag zur A98 neu verhandeln» beantragt die GPK auch nur mit Mehrheitsentscheid zur 
Abschreibung. Die Mehrheit folgte dem Argument, dass zuerst die Botschaft zum nächsten Aus­
bauschritt der Nationalstrassen abgewartet werden muss, bevor eine Neuverhandlung des Staats­
vertrags überhaupt Sinn ergibt.
Bei jedem zur Abschreibung beantragten Geschäft hat der Landrat das letzte Wort. Aber an dieser 
Stelle einen Appell: Die zur Abschreibung beantragten Vorstösse sollten nicht aus politischem Re­
flex heraus stehengelassen, sondern wirklich abgeschrieben werden. Der Regierungsrat hielt in 
seiner Stellungnahme zu Recht fest: «Eine Wirkung wird indes nur dann eintreten, wenn die Ab­
schreibungen auch tatsächlich vom Landrat beschlossen werden.» Ein Vorstoss, den man stehen 
lässt, um ein Thema «warmzuhalten», hilft niemandem. Er liegt in einer Schublade und ändert an 
der politischen Wirklichkeit nichts. Wenn einem ein Anliegen wichtig ist und sich die Lage in der 
Zwischenzeit verändert hat, dann ist der bessere Weg, einen neuen Vorstoss einzureichen, der die 
heutige Situation aufnimmt. Allenfalls wird dieser auch wieder von den Medien aufgegriffen und 
diskutiert, was politisch wirksamer ist als ein achtzehn Jahre alter Auftrag, der inhaltlich überholt 
ist. Die GPK ist nicht leichtfertig vorgegangen. Wenn sie ein Postulat aus dem Jahr 2008 oder eine 
Motion zur Abschreibung empfiehlt, dann nicht, weil das Anliegen damals falsch gewesen wäre, 
sondern weil sich die Realität seither verändert hat: Zuständigkeiten veränderten sich, Projekte 
wurden vom Volk verworfen, Eigentümerstrategien wurden angepasst. Es geht um politische Ver­
nunft beim Abschreiben.
Die 94 Vorstösse, deren Frist um ein Jahr verlängert werden soll, verteilen sich auf alle Direktio­
nen, wobei die BKSD und die BUD die Liste anführen. Dabei stellt die GPK kritisch fest, dass viele 
Vorstösse in dieser Sammelvorlage als Zieltermin «erstes Quartal 2026» nennen. Der Bericht wird 
im Mai, im zweiten Quartal, behandelt – und ein erheblicher Teil dieser Vorlagen liegt noch nicht 
vor. Besonders augenfällig ist das in der FKD, wo praktisch alle Steuer-Vorstösse rund um die 
Initiative «Prämienabzug für alle», die Individualbesteuerung und die Einkommenssteuerreform im 
ersten Quartal 2026 angekündigt waren. Aber das Muster zieht sich quer durch alle Direktionen. 
Die GPK rügt dies ausdrücklich. Schon im letzten Jahr wurde darauf hingewiesen, dass Termin­
versprechungen, die nicht eingehalten werden, das Vertrauen in den Prozess untergraben. Wenn 
eine Direktion absehen kann, dass ein Termin nicht einzuhalten ist, dann soll sie das transparent 



kommunizieren und nicht einen Termin nennen, der offenbar zu ambitioniert ist. Es können nicht 
immer alle Fristen eingehalten werden – umso wichtiger ist es, dass transparent und nachvollzieh­
bar begründet wird, weshalb dies der Fall ist.
Die GPK beantragt einstimmig mit 14:0 Stimmen: Erstens, die in Kapitel 2 zur Abschreibung emp­
fohlenen Vorstösse abzuschreiben. Zweitens, von den Begründungen zu den in Kapitel 3 aufge­
führten Aufträgen Kenntnis zu nehmen und die Frist zu deren Erfüllung um ein Jahr ab Fälligkeit zu 
verlängern beziehungsweise Fristen, die in der ersten Jahreshälfte enden, einmalig bis 30. Ju­
ni 2026 zu verlängern.

://: Eintreten ist unbestritten.

− Detailberatung Landratsbeschluss

2. Abzuschreibende Aufträge

2.2.1. Postulate VGD

Simon Oberbeck (Die Mitte) sagt, 2020 sei der Vorstoss 2020/621 «Lobbying des Regierungsrats 
für Verhandlungen des Bundesrats mit dem französischen Staat über das anwendbare Arbeits­
recht im Schweizer Sektor am EuroAirport» eingereicht und 2021 als Postulat entgegengenommen 
worden. Zur Begründung gab es zwei Sätze. Nun wird wieder mit zwei Sätzen begründet, weshalb 
der Vorstoss abgeschrieben werden soll. Es wurde überhaupt nichts getan und der Redner ist ge­
gen Abschreibung. So geht es nicht!

Martin Dätwyler (FDP) sagt einleitend, dass er mit der von der Handelskammer betriebenen Ko­
ordinationsplattform «Secteur Suisse EAP» mit dieser Problematik der Rechtssicherheit am EAP 
sehr vertraut sei und den betroffenen Unternehmungen nahestehe. Die FDP-Fraktion ist auch der 
Meinung, diesen Vorstoss stehen zu lassen, weil der Kanton Miteigner des EAP und damit auch 
etwas in der Pflicht ist, für die Rechtssicherheit im Secteur Suisse des EAP zu sorgen. Rechtssi­
cherheit ist ein Gut für spannende Unternehmungen am Secteur Suisse wie Jet Aviation, etc. Die­
se haben grosse Probleme mit dieser latenten Unsicherheit, welches Arbeitsrecht schliesslich zur 
Anwendung kommt in dem Secteur Suisse. Das ist unternehmerisches Handicap und volkswirt­
schaftlich eine grosse Belastung. Das Damoklesschwert immer über dem Kopf zu haben, dass es 
Rechtsstreitigkeiten geben könnte, ist entwicklungshemmend. Die FDP-Fraktion glaubt dem Re­
gierungsrat, dass er das Thema bei vielen Gelegenheiten auch immer wieder anspricht und dafür 
sensibilisiert. Leider ist es aber immer noch nicht gelungen, ein Verhandlungsmandat beim Bund 
auszulösen zwischen der Schweiz und Frankreich. Die Notwendigkeit, das Problem zu lösen, ist 
unverändert aktuell wie vor wenigen Jahren, als das Postulat eingereicht wurde. Damit ist die Ak­
tualität überhaupt nicht überholt. Dass sich die Schweiz und Frankreich an einen Verhandlungs­
tisch setzen, wäre der erste Schritt, um die Rechtsunsicherheit aus dem Weg zu räumen. Beim 
Steuerrecht wurde dasselbe getan und es dauerte auch viele Jahre, bis eine stabile Lösung er­
reicht wurde. Die Regierungen von Basel-Landschaft und Basel-Stadt haben den grössten Hebel, 
um beim Bund ein Verhandlungsmandat erwirken zu können. In Basel-Stadt übrigens wurde das 
Postulat auch stehen gelassen, das hat der Grosse Rat so entschieden. Deshalb wäre es nur fol­
gerichtig, wenn jetzt auch Basel-Landschaft das Postulat stehen lässt, damit sich beide Regierun­
gen gemeinsam einsetzen können, damit das Verhandlungsmandat zustande kommt und die 
Rechtsunsicherheit beseitigt werden kann.



Jan Kirchmayr (SP) hat grundsätzlich ein bisschen Mühe mit dieser Vorlage, weil überwiesene 
Vorstösse mit einer teilweise fünfzeiligen Begründung abgeschrieben und für erledigt erklärt wür­
den. Wenn Vorstösse überwiesen werden, dann hat die Verwaltung den Auftrag, die Anliegen zu 
prüfen oder mit einer Motion auch gewisse Sachen umzusetzen, und dann Bericht zu erstatten. 
Diese Berichterstattung soll in der Sachkommission erfolgen. Nun versucht die Verwaltung über 
diesen Weg, Postulate abzuschreiben und zu erledigen. Es handelt sich teilweise um nicht so 
wichtige Postulate, aber es gibt auch andere – oder sogar Motionen – wie zum Thema Nacht­
flugsperre, welches bereits zweimal über diesen Weg abgeschrieben werden sollte. Dies ist ein 
Unding. Der Redner hat kein Problem mit der Arbeit der GPK, jedoch erachtet er es als schwierig, 
wenn die Kommission darüber diskutiert, ob beispielsweise das Postulat von Simon Oberbeck ab­
geschrieben werden soll oder nicht. Dies ist in einer VGK besser aufgehoben als in der GPK. Das 
betrifft alle Vorstösse. Der Redner hat keine grosse Sympathie für die abzuschreibenden Vorstös­
se, aber grundsätzlich hätte er sich dazu einen Bericht der Verwaltung gewünscht und eine Dis­
kussion in der Sachkommission. Der Weg ist der falsche und auch die Argumentation des GPK-
Präsidenten erscheint ein bisschen schwierig, dass ein neuer Vorstoss eingereicht werden soll, 
dann gebe es wieder Publicity in den Medien. Die Landratsmitglieder sind nicht im Parlament, um 
Medienpublicity zu haben, sondern, um unter anderem auch etwas anzustossen und je nachdem 
auch etwas zu verändern. Dann auch eine Rüge an den Regierungsrat und die Verwaltung: Es 
wird teilweise versucht, unliebsame Vorstösse loszuwerden oder möglichst viele Vorstösse erledi­
gen zu können, indem diese zur Abschreibung vorgeschlagen werden. Es werden viele Vorstösse 
eingereicht, aber das ist das Recht des Parlaments. Es wird zu vielen Vorstössen Anträge geben 
und dies erscheint wenig sinnvoll. Der sinnvolle Weg, um Vorstösse abzuschreiben, führt über 
einen Bericht, der in der Kommission vorgestellt und diskutiert wird. Der Redner ist etwas ratlos 
und möchte am liebsten alle Vorstösse stehenlassen, auch wenn sie ihm politisch nicht entspre­
chen, aber der Weg ist der falsche. Er empfiehlt, den Vorstoss von Simon Oberbeck stehenzulas­
sen.

Kommissionspräsident Hannes Hänggi (Die Mitte) wehrt sich gegen das GPK-Bashing. Diese 
Wortmeldung ist ein Unding. Im letzten Jahr hat der Landrat einstimmig beschlossen, dass der 
Regierungsrat mehr Vorstösse zur Abschreibung beantragen soll. Dies hat der Regierungsrat ge­
tan und 16 Vorstösse vorgelegt, aus Effizienzgründen. Der Landratsbetrieb ist schon jetzt sehr 
ineffizient. Es hilft nicht, hier nun diese Diskussion zu führen, auf die GPK einzudreschen und zu 
sagen, sie habe schlechte Arbeit geleistet. Die GPK ist die Oberaufsicht des Landrats. Dese Vor­
stösse sind zum Teil wirklich obsolet und es wäre besser, einen neuen Vorstoss einzureichen. 
Dies wurde letztes Jahr vom Landrat einstimmig gewünscht.

Gzim Hasanaj (Grüne) sagt, die Grüne/EVP-Fraktion unterstütze die Haltung der GPK. Die Frakti­
on hat das Ganze ebenfalls ein wenig kontrovers diskutiert. Jedoch ist sie mit dem Vorgehen 
grossmehrheitlich einverstanden. Der Redner äussert sich zu allen Anträgen. Der Regierungsrat 
wurde vor einem Jahr ermuntert, alte Geschäfte zum Abschreiben zu empfehlen, dann kann der 
Landrat nicht ein Jahr später – es ist zu begrüssen, dass dies der Regierungsrat getan hat – einen 
Rückzieher machen. Der Regierungsrat hat seine Arbeit getan. Der Landrat sollte dieser Aufforde­
rung nachkommen. Es handelt sich um Geschäfte aus den Jahren 2008 etc. Die meisten betreffen 
eine Problematik, die im Moment nicht lösbar ist. Deswegen hüten Sie die Schublade, was über­
haupt nicht zielführend ist. Der Redner bittet um Unterstützung des vorliegenden Landratsbe­
schlusses.

Anita Biedert (SVP) sagt, die SVP-Fraktion pflichte dem Vorredner bei und ist für Abschreibung 
der Vorstösse. Als Mitglied der GPK wehrt sich die Rednerin dagegen, die Kommission mache ihre 



Arbeit unseriös. Die GPK hat sich damit intensiv auseinandergesetzt, aber die Auflage vor einem 
Jahr berücksichtigt, für einen effizienten Ratsbetrieb mittels vermehrter Abschreibungen zu sorgen. 
Die Themen sind nicht weg und wer will, kann einen neuen Vorstoss einreichen, vielleicht etwas 
anders formuliert.

Peter Riebli (SVP) hält fest, es gehe nicht um ein GPK-Bashing. Die GPK hat ihre Arbeit getan. 
Der Regierungsrat hat die Arbeit nicht verstanden. Der Landrat beschloss damals einstimmig, er 
wolle mehr Vorlagen abschreiben. Der Regierungsrat soll Abschreibungsvorlagen erarbeiten, die­
se dem Parlament vorlegen respektive den Kommissionen, und wenn die Kommission zustimmt, 
kommt der Vorstoss nicht mehr auf diese Liste. Die Meinung war vor einem Jahr nicht, dass an­
hand dieser Liste der GPK mehr Vorstösse abgeschrieben werden sollen, sondern in den Kom­
missionen. Die GPK hat ihre Arbeit getan und das akzeptiert, was der Regierungsrat ihr vorlegte. 
Nur hat der Landrat etwas anderes erwartet. So hat es der Redner verstanden vor einem Jahr.
Es geht hier darum, den regulären Prozess einzuhalten und nicht auf die Schnelle, wenn möglich 
noch, dass ein Vorstoss übersehen wird, dem Parlament Abschreibungen unterzujubeln.

Landratspräsident Reto Tschudin (SVP) fasst zusammen, den Bericht gebe es jedes Jahr und 
jedes Jahr würden Vorlagen zur Abschreibung beantragt. Der Landrat darf sich dazu äussern, ob 
er das möchte oder nicht. Am Schluss entscheidet der Landrat. Das Prozedere wird nun durchge­
führt, im Wissen darum, dass es noch einige Anträge geben wird, bittet der Redner, dies emotions­
los zu tun. Egal, was Kommission oder der Regierungsrat beantragen – der Landrat entscheidet 
über die einzelnen Vorstösse.

://: Mit 47:16 Stimmen bei 3 Enthaltungen wird das Postulat 202/621 stehengelassen.

Rolf Blatter (FDP) führt als weiteres Argument zur grundsätzlichen Diskussion an, dass die GPK 
vorgeschlagen habe, den Vorstoss abzuschreiben und allenfalls einen neuen einzureichen. In der 
Summe ist man damit genau gleich weit: Zu einem Thema gibt es entweder einen älteren oder 
jüngeren Vorstoss. Dies ist auch ein Argument, einen Vorstoss nicht abzuschreiben.
Der Redner unterstützt das Votum von Peter Riebli dass es in dem Sinne eher ein Thema des Re­
gierungsrats ist, der gewisse Aufträge aus Postulaten und Motionen nicht umsetzen kann oder will. 
Deshalb ist es kein Bashing der GPK. Im Postulat 2021/102 geht es um das Parking UKBB. Die in 
der Liste der GPK enthaltenen Zahlen stimmen nicht ganz. «Mit dem Tschudi-Parking waren 33 
Parkplätze für Patienten und 33 für Besucher angedacht.» Das stimmt so nicht. Der Redner ist seit 
elf Jahren Mitglied der IGPK UKBB und seit elf Jahren wird das Parking für das Kinderspital disku­
tiert. Alle sind sich einig, dass es dieses braucht – wie kann man überhaupt ein Spital ohne Par­
king bauen? Mit dem Tschudi-Parking hätte man technisch eine gute Lösung, das in einer ersten 
Fassung drei Geschosse enthielt, nach politisch bedingter Redimensionierung nur noch zwei – mit 
knapp 200 Plätzen. Mit 65 zugesagten Parkplätzen ist das Ziel nicht erreicht. Vor diesem Hinter­
grund stellt der Redner den Antrag, das Postulat stehenzulassen.

://: Mit 39:33 Stimmen wird das Postulat 2021/102 stehen gelassen.

2.2.2. Motionen VGD
Thomas Noack (SP) spricht zu Motion 2008/091 «Nachtflugsperre auf dem EAP» zwischen 23.00 
und 6.00 Uhr am Morgen. Madeleine Göschke hat diese Motion 2008 eingereicht. An diesem 
Thema wurde bereits sehr viel gearbeitet. Obwohl einige Postulate zu diesem Thema mit dieser 
Vorlage abgeschrieben werden, sollte diese Motion stehenbleiben. Sie bietet dem Regierungsrat 



die Chance, nochmals eine Gesamtsicht vorzunehmen und zu sagen, wie er mit diesem Thema 
weiter umgehen will. In der Umweltschutz- und Energiekommission wird jeweils der Fluglärmbe­
richt beraten. Dieser kann jeweils lediglich zur Kenntnis genommen werden, was die Kommission 
stets etwas murrend und mal mehr mal weniger wohlwollend tut. Es wäre sehr sinnvoll, würde der 
Regierungsrat eine Vorlage zu dieser Motion liefern und eine Auslegeordnung vornehmen, was er 
getan hat und welches die nächsten Schritte sind. Das Lärmproblem in diesem Zeitraum ist näm­
lich noch immer nicht gelöst und die Grenzwerte werden weiterhin trotz aller Bemühungen über­
schritten. Die Motion soll stehengelassen werden und der Regierungsrat soll berichten, wie er die­
ses Problem in Zukunft angehen möchte.

://: Mit 45:25 Stimmen bei 2 Enthaltungen wird die Motion 2008/091 abgeschrieben.

2.3.1. Postulate BUD
Thomas Eugster (FDP) äussert sich zu Postulat 2023/256 «Zweckmässigkeitsüberprüfung für die 
A22 im Raum Liestal-Lausen». Als Reaktion auf das Votum des Kommissionspräsidenten: Richtig, 
der Regierungsrat hat geantwortet. Die Lage hat sich in dem Sinne geändert, dass der Bundesrat 
eine Korridorstudie zugesagt hat. Mit dem Weidmann-Bericht hat sich dies aber erneut geändert 
und es wurde alles sistiert. Im kommenden Herbst geht es wieder um die Verteilung des Kuchens. 
Dann wird der neue Beschluss gefällt. Es ist dann extrem wichtig, dass entsprechender Support 
durch den Kanton und diesen Vorstoss vorhanden ist. Der Regierungsrat wird sich einsetzen und 
das wird anerkannt. Thomas Eugster hält es aber für politisch geschickter, dieses Postulat stehen 
zu lassen, bis die Korridorstudie ins Strategische Entwicklungsprogramm (STEP) aufgenommen 
wurde. Dies war auch im letzten Programm noch nicht der Fall, obwohl eine Zusage seitens Bun­
desrat bestand. Wenn dann die Botschaft verabschiedet ist, kann noch einmal darüber berichtet 
und in der Kommission darüber diskutiert werden. Dann kann das Postulat auch abgeschrieben 
werden. Es jetzt abzuschreiben wäre für die Region taktisch unklug.

://: Mit 61:11 Stimmen wird das Postulat 2023/256 stehen gelassen.

Rolf Blatter (FDP) spricht zu den Postulaten 2017/163 und 2018/596. Im Kern geht es um diesel­
be Frage: Wie kann langfristig die Leistungsfähigkeit des regionalen Hochleistungsstrassennetzes 
gesichert werden? Aus diesem Grund ist es problematisch, die Postulate heute einfach abzu­
schreiben und gleichzeitig zwei, drei Jahre abzuwarten, was der Bund entscheidet.
In den letzten Jahren hat sich gezeigt, wie unsicher die Prozesse geworden sind. Der Rheintunnel 
wurde an der Urne versenkt und niemand kann wirklich garantieren, dass nicht auch künftig Pro­
jekte erneut blockiert und verzögert werden. Genau aus diesem Grund darf der Kanton nicht ein­
fach in eine passive Abwartehaltung verfallen. Wenn das Baselbiet verkehrspolitisch relevant blei­
ben will, dann müssen eigene Ideen, Alternativen und Visionen weiterentwickelt werden, gerade 
auch für den Fall, dass Projekte des Bundes scheitern oder sich um Jahrzehnte verzögern.
Die Stossrichtung dieser Vorstösse war, frühzeitig strategisch vorauszudenken, statt erst dann zu 
reagieren, wenn der Verkehrskollaps Realität ist. Der Regierungsrat sagt ja selbst, dass zentrale 
Entscheide frühestens 2027 oder 2028 fallen würden. Mehrere Jahre Stillstand in diesem Thema 
kann man sich aber einfach nicht leisten. Das Baselbiet muss beim Hochleistungsstrassennetz 
«weiterhin» eine aktive Rolle spielen, gegenüber dem Bund mit klaren Vorstellungen auftreten und 
nicht mehr darauf warten, bis Bern irgendetwas entscheidet. Dazu kommt, dass der Regierungsrat 
aus eigenem Antrieb eigene und zusätzliche Projekte lancieren könnte, wie beispielsweise eine 
Hochleistungsstrasse zwischen dem Birstal und dem Ergolztal, wie das eine der Initiativen der 
Wirtschaftskammer fordert. Man spürt aus der Begründung, weshalb dieser Vorstoss abzuschrei­
ben sei, ganz deutlich heraus, dass die linksgrüne Seite Kapazitäten reduzieren möchte. Die bür­



gerlich-rechte Seite möchte die Kapazitäten eher ausbauen.
Aus Sicht der FDP-Fraktion sind diese Abschreibungen verfrüht, weshalb die Postulate 2017/163 
und 2018/596 stehen gelassen werden sollen. Aus denselben Gründen soll auch der Vorstoss 
2019/244 stehen gelassen werden.

Jan Kirchmayr (SP) präzisiert, dass die linksgrüne Seite die Kapazitäten nicht reduzieren, son­
dern optimal nutzen möchte. Es ist aber sinnvoll, zuerst den Entscheid des Bundes im Sommer 
2027 in Bezug auf den Autobahnausbauschritt abzuwarten. Ebenso sinnvoll ist es, bis zu diesem 
Moment mit der Abschreibung von Vorstössen zu warten. Entsprechend hat Jan Kirchmayr Ver­
ständnis für die Anträge von Rolf Blatter, obwohl er die Vorstösse inhaltlich nicht unterstützt. Diese 
könnten dann in einer Sammelvorlage in der Sachkommission beraten werden.
Dasselbe gilt auch für das Postulat 2024/724 zur A984-724. Auch dieses soll noch nicht abge­
schrieben werden, da ein direkter Zusammenhang zum Autobahnausbauschritt des Bundes be­
steht.

Regierungsrat Isaac Reber (Grüne) macht es zwar nicht gerne, muss aber Peter Riebli und Rolf 
Blatter widersprechen: Der Regierungsrat hat seinen Job gemacht. Der Job ist das, was das Par­
lament in Auftrag gibt. Der Regierungsrat hat zugehört. Wer GPK-Präsident Hannes Hänggi gut 
zugehört hat, hat auch gehört, dass der Regierungsrat gearbeitet hat. Die Anzahl der überfälligen 
Vorstösse wurde deutlich reduziert. Das gilt für die ganze Verwaltung und besonders für die BUD. 
Das Abarbeiten von Pendenzen erfolgte anhand von Prioritäten. Alle Anwesenden wissen, dass 
manchmal mehr Vorstösse eingehen, als abgearbeitet werden können– das zeigt sich ja auch an 
der Traktandenliste der Landratssitzungen. Es sollte also auch die Arbeitsökonomie berücksichtigt 
werden.
Der Regierungsrat hat seinen Job insofern gemacht, als dass eine ganze Reihe von Vorstössen 
bearbeitet und in die Kommissionen gebracht wurden., wie das Vorgehen normalerweise ist. Aber 
es gibt noch ein anderes Instrument. Die GPK und der Landrat haben den Regierungsrat vor ei­
nem Jahr dazu eingeladen, vermehrt davon Gebrauch zu machen, Vorstösse zur Abschreibung zu 
beantragen, bei denen sich die Verhältnisse offensichtlich geändert haben oder die nicht mehr 
zeitgemäss sind – und es deshalb nicht sinnvoll ist, viel Arbeit zu investieren. Auch diesen Hinweis 
hat der Regierungsrat ernst genommen. Diesem Ratschlag folgend wurden dieses Jahr mehr Vor­
stösse zur Abschreibung beantragt.
Nun zu Rolf Blatter: Als die Vorstösse 2017 und 2018 eingereicht wurden, gehörten die Hochleis­
tungsstrassen, dem Kanton Basel-Landschaft. Seit dem 1.1.2020 gehören sie nicht mehr dem 
Kanton, sondern dem Bund. Die Verhältnisse haben sich also wesentlich geändert. Es ist nicht 
richtig, wenn Rolf Blatter behauptet, der Regierungsrat warte einfach ab. Es wird gearbeitet. Aber 
der Regierungsrat hat nicht den Lead inne, weil der Eigentümer dieser Strassen gewechselt hat. 
Dies soll bitte zur Kenntnis genommen werden. Der Regierungsrat arbeitet und engagiert sich, wie 
Martin Dätwyler bestätigen kann. Gemeinsam hat man sich beim Bund dafür engagiert, dass die 
Korridorstudie für die A18 jetzt angegangen wird. Aus diesem Engagement resultierte sogar ein 
gutes Ergebnis. Im Moment steckt diese Studie – wie so vieles andere auch – leider im Weid­
mannstau. Nochmals: Der Regierungsrat arbeitet, aber er kann nur arbeiten, wo er auch zuständig 
ist.
Die GPK hat die Abschreibungsanträge geprüft, erkannt, dass sich die Verhältnisse verändert ha­
ben und ist deshalb dem Antrag des Regierungsrats gefolgt. Der Landrat muss diesen Anträgen 
natürlich nicht folgen. Es wäre aber ein schlechtes Zeichen, auch für die Arbeit des Landrats 
selbst, wenn negiert würde, was die GPK nach gewissen Massstäben geprüft hat. Keine Angst: 
Sollten diese Vorstösse abgeschrieben werden, gibt es noch genügend weitere, die bearbeitet 
werden müssen. Im Sinne der Effizienz wäre es richtig, den Anträgen der GPK zu folgen und die 
Vorstösse tatsächlich abzuschreiben.



Rolf Blatter (FDP) reagiert auf das Votum des Baudirektors: Beim Vorstoss mit dem Titel «Hoch­
leistungsstrassennetz» geht es nicht um bestehende Hochleistungsstrassen, sondern um das 
Netz, was auch neue Strassen beinhalten kann. Alle Anwesenden sind sich wohl einig, dass die 
Kapazität des Strassennetzes oder der Verkehrsmöglichkeiten allgemein einfach zu klein sind. 
Das betrifft nicht nur den MIV, sondern auch den ÖV, zumal im Landrat deutlich häufiger über ÖV-
Projekte gesprochen wird als über MIV-Projekte. Es ist dem Regierungsrat nicht verboten, aus 
eigenem Antrieb neue Ideen zu Hochleistungsstrassen vorzuschlagen und daran zu arbeiten. Ein 
Beispiel wurde genannt: Die Verbindung vom Birstal ins Ergolztal. Dort gibt es heute keine Stras­
se. Der Regierungsrat ist frei und dazu eingeladen, zusätzliche Kapazitäten zu schaffen, auch im 
Bereich der Hochleistungsstrassen. Nachdem es ihm der Baudirektor bereits fünfmal erklärt hat, 
hat auch Rolf Blatter zwischenzeitlich begriffen, dass der Bund nun Eigentümer von A18 und A22 
ist.

://: Mit 41:21 Stimmen bei 3 Enthaltungen wird das Postulat 2017/163 stehen gelassen.

://: Mit 39:31 Stimmen wird das Postulat 2018/596 stehen gelassen.

://: Mit 40:32 Stimmen bei 1 Enthaltung wird das Postulat 2019/244 stehen gelassen.

://: Mit 53:18 Stimmen bei 2 Enthaltungen wird das Postulat 2024/724 stehen gelassen.

Alain Bai (FDP) verweist auf den Fraktionsvorstoss der FDP 2022/485 betreffend Verlängerung 
der Ausfahrtsspur Delémont (A2 Richtung Basel), der am 1. September 2022, also vor nicht allzu 
langer Zeit, eingereicht wurde und nun ebenfalls mit der Begründung, auf den Bund warten zu 
müssen, abgeschrieben werden soll.
Die ganzen Vorstösse, gegen deren Abschreibung sich die FDP-Fraktion wehrt, sind Ausdruck 
einer grossen Unzufriedenheit und Ungeduld. Die Bevölkerung – und damit sind nicht nur die Auto­
fahrer gemeint, sondern auch die Wohnbevölkerung – leidet. Vor allem Birsfelden und Muttenz 
leiden unter dem zunehmenden Verkehr und zwar seit Jahren. Muttenz/Birsfelden und Ha­
gnau/Schänzli gehören zu den meistbefahrensten Orten in der ganzen Schweiz. Die FDP-Fraktion 
erwartet, dass der Regierungsrat und die Verwaltung alles Mögliche tun, damit diese Hotspots 
entlastet werden können und dass vorgeschlagene Projekte in eine Bundesvorlage zum nächsten 
Ausbauschritt aufgenommen werden. Es wäre ein falsches Zeichen, diese Vorstösse einfach ab­
zuschreiben. Der Handlungsspielraum ist klein und die Hände sind gebunden. Die Erwartung hin­
ter diesem Postulat ist aber, dass sich die Verwaltung und der Regierungsrat weiter für diese Pro­
jekte einsetzen. Das wird auch getan – abzuschreiben wäre aber falsch und das Postulat soll ste­
hengelassen werden, um ein Zeichen dafür zu setzen, dass die Bevölkerung eine Entlastung 
braucht.

://: Mit 54:15 Stimmen wird das Postulat 2022/485 stehen gelassen.

2.3.2. Motionen BUD
Rolf Blatter (FDP) möchte seine Argumentation nicht mehr wiederholen. Es geht hier um die Mo­
tion 2022/158 von Felix Keller zur Umfahrungsstrasse Allschwil. Aufgrund derselben Argumente 
wie zuvor bei den Postulaten, soll auch diese Motion stehengelassen werden. Dieser Antrag er­
folgt nach Absprache mit Felix Keller.

Gzim Hasanaj (Grüne) versprach, sich zu Beginn zu allen Geschäften zu äussern. Nun muss er 
leider sein Wort brechen. In den letzten Tagen hörte er stets das Wort «Effizienz». Offenbar ist 
Effizienz allen Anwesenden sehr wichtig. Umso unverständlicher ist es, diesen grossen Worten 



nicht Taten folgen zu lassen und die zur Abschreibung beantragten Vorstösse auch wirklich abzu­
schreiben. Das wäre effizient. Irgendjemand meint es mit den eigenen Worten nicht so ernst.

://: Mit 37:34 Stimmen bei 1 Enthaltung wird die Motion 2022/158 stehen gelassen.

3. Aufträge, die weiterhin bearbeitet werden

Keine Wortmeldungen.

− Detailberatung Anträge GPK
Keine Wortmeldungen.

− Rückkommen

Es wird kein Rückkommen verlangt.

− Schlussabstimmung
://: Mit 70:1 Stimmen wird den Anträgen der Geschäftsprüfungskommission zugestimmt.

Landratsbeschluss
betreffend Aufträge des Landrats, die nicht innert der gesetzlichen Frist seit der Überwei­
sung erfüllt worden sind

vom 28. Mai 2026

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:

1. Die von der Geschäftsprüfungskommission unter Ziffer 2 ihres Berichts zur Abschreibung emp-
fohlenen Vorstösse werden – mit Ausnahme der Postulate 2017/163, 2018/596, 2019/244, 
2020/621, 2021/102, 2022/485, 2023/256, 2024/724 sowie der Motion 2022/158 – abgeschrie-
ben.

2. Von den Begründungen zu den in Ziffer 3 aufgeführten Aufträgen wird Kenntnis genommen 
und die Frist zu deren Erfüllung um ein Jahr ab Fälligkeit des Vorstosses verlängert resp. Fris-
ten, die in der ersten Jahreshälfte enden, werden einmalig bis 30. Juni 2026 verlängert (siehe 
Kapitel 1.5 des Berichts).

Damit werden folgende Vorstösse abgeschrieben:

2008/091, 2015/015, 2020/654, 2021/186, 2022/518, 2022/636, 2023/113.

Von den Berichten zu folgenden Aufträgen wird Kenntnis genommen und die Frist zu deren Erfül­
lung um ein Jahr ab Fälligkeit des Vorstosses verlängert:

2017/163, 2018/596, 2019/244, 2019/354, 2019/355, 2019/466, 2020/539, 2020/621, 2021/102, 
2021/253, 2021/559, 2021/561, 2021/646, 2021/684, 2021/755, 2021/763, 2022/049, 2022/067, 
2022/158, 2023/205, 2023/212, 2023/239, 2023/252, 2023/254, 2023/256, 2023/308, 2023/312, 
2023/329, 2023/339, 2023/340, 2023/448, 2023/466, 2023/469, 2023/497, 2024/348, 2024/349, 
2024/353, 2024/354, 2024/360, 2024/364, 2024/366, 2024/367, 2024/368, 2024/407, 2024/448, 
2024/450, 2024/454.



Von den Berichten zu folgenden Aufträgen wird Kenntnis genommen und die Frist zu deren Erfül­
lung einmalig bis 30. Juni 2026 verlängert:

2014/012, 2019/068, 2020/030, 2020/112, 2020/115, 2020/453, 2020/454, 2021/087, 2021/088, 
2021/147, 2021/148, 2021/149, 2021/150, 2021/332, 2021/337, 2021/376, 2021/401, 2021/445, 
2022/211, 2022/259, 2022/269, 2022/312, 2022/485, 2022/546, 2022/571, 2022/580, 2022/639, 
2022/646, 2022/672, 2022/675, 2023/043, 2023/062, 2023/073, 2023/111, 2023/217, 2023/447, 
2023/495, 2023/542, 2024/015, 2024/043, 2024/047, 2024/074, 2024/081, 2024/143, 2024/185, 
2024/190, 2024/218, 2024/254, 2024/724.


